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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 11. Juli 1966 

I A/6 — 37241 —2119/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Verteidigung. 

Der Bundesrat hat in seiner 294. Sitzung am 21. April 1966 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetz- 
entwurf die als Anlage 2 beigefügte Stellungnahme beschlos- 
sen. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz 
seiner Zustimmung bedarf. 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvorschlägen des 
Bundesrates zu. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck; Bonner Universitäls-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

Das Wehrpflichtgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 14. Mai 1965 (Bundesgesetzbl. I 

S. 390) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 21 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Polizeibehörde kann ersucht werden, Wehr- 
pflichtige, die ihrer Einberufung unentschuldigt 
nicht Folge leisten, der im Einberufungsbescheid 
bezeichneten Stelle zuzuführen.'' 

2. In § 23 Abs. 1 wird hinter Satz 5 folgender Satz 
eingefügt: 

„§ 21 Abs. 1 Satz 4 gilt entsprechend." 

3. § 30 Abs. 1 Satz 2 wird folgender Halbsatz an- 
gefügt: 

dies gilt auch, wenn er wegen schuldhafter 
Verletzung seiner Dienstpflichten nach § 29 
Abs. 1 Nr. 5 entlassen wird." 

4. § 49 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Männer, die wegen ihrer beruflichen Aus- 
bildung oder Tätigkeit im Verteidigungsfall für 
Aufgaben verwendet werden sollen, die der Her- 
stellung der Einsatzfähigkeit oder der Sicherung 
der Operationsfreiheit der Streitkräfte dienen, 
können nach Vollendung des achtzehnten Le- 
bensjahres bis zum Ablauf des Jahres, in dem 
sie das sechzigste Lebensjahr vollenden, ohne 
Jahrgangsaufruf erfaßt und gemustert werden. 
§§ 13, 13 a und 36 bleiben unberührt. Sie können 
nach Maßgabe dieses Gesetzes zu Wehrübungen 
einberufen werden, wenn die Bundesregierung 
feststellt, daß dies zu einer nach den Umständen 
gebotenen Herstellung der Einsatzfähigkeit oder 
zur Sicherung der Operationsfreiheit der Streit- 
kräfte notwendig ist. Auch ohne diese Feststel- 
lung können sie zu einer Wehrübung einberufen 
werden, die jedoch nur der Vorbereitung auf 
ihre vorgesehene Verwendung im Einzelfall die- 
nen darf; Mannschaften dürfen nur bis zum Ab- 
lauf des Jahres, in dem sie das fünfundvierzigste 
Lebensjahr vollenden, einberufen werden." 


5. § 50 Abs. 1 Nr. 6 wird wie folgt gefaßt: 

„6. über das Verfahren in den Fällen der §§ 22, 
23 Abs. 1 Satz 7, des § 26 Abs. 6 und des 
§ 33 Abs. 7,". 


Artikel II 

Änderung des Wehrsoidgesetzes 

Das Wehrsoldgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 28. August 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1051) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

§ 7 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Soldaten erhalten Übungsgeld 

a) bei einem Grundwehrdienst oder einer 
Wehrübung von der Vollendung des 
fünfundzwanzigsten Lebensjahres ab, 

b) bei einer Wehrübung vor Vollendung 
des fünfundzwanzigsten Lebensjahres, 
wenn sie schon insgesamt zwölf Monate 
Wehrdienst oder auf den Wehrdienst an- 
gerechneten Dienst geleistet haben, 

c) bei einem unbefristeten Wehrdienst im 
Verteidigungsfall. 

Das Ubungsgeld besteht aus dem Grundbetrag nach 
der als Anlage II beigefügten Tabelle und der Kin- 
derzulage nach Absatz 2." 


Artikel III 

Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes 

Das Arbeitsplatzschutzgesetz vom 30. März 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 293), zuletzt geändert durch 
das Dritte Gesetz zur Änderung des Wehrpflicht- 
gesetzes vom 26. März 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 162), wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Wird ein Beamter oder Richter zum 
Grundwehrdienst oder zu einer Wehrübung 
einberufen, so ist er für die Dauer des Wehr- 
dienstes ohne Dienstbezüge oder Unterhalts- 
zuschuß oder nach Maßgabe des Absatzes 2 
mit Dienstbezügen oder Unterhaltszuschuß 
beurlaubt." 
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b) Hinter Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ein- 
gefügt: 

„(2) Leistet der Beamte oder Richter 
Grundwehrdienst, so erhält er Dienstbezüge 
oder Unterhaltszuschuß, wenn er das fünf- 
undzwanzigste Lebensjahr vollendet hat. Lei- 
stet der Beamte oder Richter eine Wehr- 
übung, so gilt das gleiche, wenn er das fünf- 
undzwanzigste Lebensjahr vollendet oder 
zwölf Monate Wehrdienst geleistet hat." 

c) Die bisherigen Absätze 2 bis 7 werden Ab- 
sätze 3 bis 8. 

2. In § 11 Abs. 2 ist statt auf § 9 Abs. 5 auf § 9 
Abs. 6 zu verweisen. 


Artikel IV 

Änderung des Gesetzes 
über den zivilen Ersatzdienst 

Das Gesetz über den zivilen Ersatzdienst in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16. Juli 1965 
(Bimdesgesetzbl. I S. 983), geändert durch das Ge- 
setz über das Zivilschutzkorps vom 12. August 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 782), wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

In § 19 wird folgender Absatz 5 eingefügt: 

„ (5) Die Dienstpflichtigen haben sich entsprechend 
dem Einberufungsbescheid zum Ersatzdienst zu stel- 
len. Die Polizeibehörde kann ersucht werden, Dienst- 
pflichtige, die ihrer Einberufung unentschuldigt nicht 
Folge leisten, der im Einberufungsbescheid bezeich- 
neten Stelle zuzuführen." 

Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 


Artikel V 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


3 



Drucksache V/823 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Begründung 


Artikel I 
Nummer 1 

Nach § 44 Abs. 2 können die Polizeibehörden er- 
sucht werden, Wehrpflichtige vorzuführen, die der 
Erfassung, Musterung, der Prüfung der Verfügbar- 
keit, der Eignungsprüfung oder auf eine Aufforde- 
rung der Wehrersatzbehörde, sich persönlich zu 
melden, unentschuldigt fernbleiben. Eine entspre- 
chende gesetzliche Regelung besteht nicht für die 
polizeiliche Vorführung von Wehrpflichtigen, die 
ihrer Einberufung keine Folge leisten. Die Bundes- 
wehr ist nicht immer in der Lage, die notwendigen 
Maßnahmen gegen diese Wehrpflichtigen mit den 
Feldjägern durdizuführen. Wegen Fehlens einer 
ausdrücklichen gesetzlichen Vorschrift ist die Mehr- 
zahl der Länder bisher in diesen Fällen einem Er- 
suchen der Bundeswehr nicht nachgekommen. Die 
Ergänzung des § 21 Abs. 1 ist daher erforderlich, 
damit die Polizei auf Ersuchen die Wehrpflichtigen, 
die ihrer Einberufung nicht Folge leisten, der im 
Einberufungsbescheid bezeichneten Stelle zuführen 
kann. 

Nach Nummer 2 findet die Vorschrift zu Nummer 1 
auf Gediente Anwendung. 

Nummer 3 

Nach der Ergänzung des § 30 Abs. 1 verliert ein 
Soldat, der auf Grund der Wehrpflicht Wehrdienst 
leistet, kraft Gesetzes seinen Dienstgrad, wenn er 
wegen schuldhafter Verletzung seiner Dienstpflich- 
ten nach § 29 Abs. 1 Nr. 5 zu entlassen ist. Die 
Vorschrift stellt sicher, daß diese Wehrpflichtigen 
nicht besser gestellt werden, als die nach § 55 Abs. 5, 
§ 56 Abs. 2 des Soldatengesetzes zu entlassenden 
Soldaten auf Zeit. Eines zeitraubenden, disziplinär- 
gerichtlichen Verfahrens zum Zwecke der Dienst- 
gradaberkennung bedarf es deshalb nicht mehr. 

Nummer 4 

§ 49 Abs. 1 ist dahin gehend ergänzt, 'daß Wehrpflich- 
tige, die wegen ihrer beruflichen Ausbildung oder 
Tätigkeit im Verteidigungsfall verwendet werden 
sollen, im Frieden zu Wehrübungen einberufen wer- 
den können, ohne daß es einer Feststellung der 
Bundesregierung, die, wie bisher, für den Span- 
nungsfall erforderlich ist, bedarf; das gilt für Mann- 
schaften jedoch nur bis zum Ablauf des Jahres, in 
dem sie das fünfundvierzigste Lebensjahr vollenden. 
Zur Herstellung der Einsatzfähigkeit der Streit- 
kräfte im Verteidigungsfall ist es notwendig, die 
mit einer Beorderung versehenen Spezialisten in 
ihre vorgesehene Verwendung einzuweisen. Eine 
kurze militärische Ausbildung ist unabdingbar. 
Selbstverständlich kann die Möglichkeit nach Satz 4 
nicht den Weg eröffnen, die Herstellung der Ein- 
satzfähigkeit oder die Sicherung der Operations- 
freiheit der Streitkräfte ohne die durch Satz 3 ge- 


botene Feststellung der Bundesregierung zu bewir- 
ken. 

Die einzelne Wehrübung soll in der Regel nicht 
länger als einen Monat dauern. Die Belange anderer 
Bedarfsträger sind durch die §§13 und 13 a gewahrt. 
Im übrigen ist das Ende der Wehrpflicht der Vor- 
schrift des § 3 Abs. 4 angeglichen. 

Nummer 5 paßt die Verweisung in § 50 Abs. 1 Nr. 6 
der Änderung des § 23 Abs. 1 an. 

Artikel II 

Durch das Dritte Gesetz zur Änderung des Wehr- 
pflichtgesetzes vom 26. März 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 162) ist § 5 Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes neu 
gefaßt und dabei die Verpflichtung, vollen Grund- 
wehrdienst zu leisten, für die Sonderfälle militär- 
fachlicher Verwendung bis zum zweiunddreißigsten 
Lebensjahr ausgedehnt worden. 

§ 7 Abs. 1 des Wehrsoldgesetzes in der bisherigen 
Fassung sieht die Zahlung von Übungsgeld nach 
Vollendung des fünfundzwanzigsten Lebensjahres 
— außer für Wehrübungen — nur für die durch 
§ 5 Abs. 2 des Wehrpflichtgesetzes erfaßten Fälle 
des verkürzten Grundwehrdienstes (ein bis zwölf 
Monate) vor. Es ist deshalb eine Ergänzung dieser 
Vorschrift notwendig, die die Zahlung von Übungs- 
geld auch bei Heranziehung zum vollen (18-mona- 
tigen) Grundwehrdienst nach Vollendung des 
25. Lebensjahres sicherstellt. Die neue Fassung des 
§ 7 Abs. 1 paßt darüber hinaus die Zahlung des 
Übungsgeldes an die durch § 13 des Unterhalts- 
sicherungsgesetzes und § 1 Abs. 2 des Arbeits- 
platzschutzgesetzes getroffenen Regelungen an, nach 
denen Verdienstausfallentschädigung bzw. Anspruch 
auf Weiterzahlung des Arbeitsentgelts an Arbeit- 
nehmer des öffentlichen Dienstes unabhängig von 
der Art des Wehrdienstes jeweils von der Voll- 
endung des fünfundzwanzigsten Lebensjahres an 
zusteht. Dementsprechend sieht § 7 Abs. 1 Buch- 
stabe a die Zahlung von Übungsgeld sowohl bei 
Grundwehrdienst als auch bei Wehrübungen ein- 
heitlich nach Vollendung des fünfundzwanzigsten 
Lebensjahres vor. Die Buchstaben b und c sowie 
der zweite Satz des neu gefaßten Absatzes ent- 
sprechen inhaltlich den bisherigen Regelungen. 

Artikel III 
Nummer 1 

An dem Grundsatz, daß ein Beamter für die Dauer 
des Wehrdienstes beurlaubt ist, wird in § 9 Abs. 1 
des Arbeitsplatzschutzgesetzes festgehalten. 

Aus Gründen einer besseren Übersichtlichkeit wird 
die finanzielle Abfindung in einem besonderen Ab- 
satz 2 geregelt. 
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Nach der bisherigen Regelung werden die Dienst- 
bezüge nur weitergezahlt, wenn der Beamte im 
Zeitpunkt seiner Einberufung das fünfundzwanzigste 
Lebensjahr vollendet hat. Durch die Änderung soll 
der Wehrpflichtige auch dann in den Genuß dieser 
Bezüge kommen, wenn er das fünfundzwanzigste 
Lebensjahr während des Wehrdienstes vollendet. 
Damit wird diese Vorschrift den entsprechenden 
Vorschriften in § 1 Abs. 2 Arbeitsplatzschutzgesetz 
und § 2 Unterhaltssicherungsgesetz angepaßt. 

Nummer 2 paßt die Verweisung in § 11 Abs. 2 der 
Änderung des § 9 an. 

Artikel IV 

§ 19 Abs. 5 Satz 2 des Gesetzes über den zivilen 
Ersatzdienst in der Fassung des Entwurfs entspricht 
der vorgeschlagenen Fassung des § 21 Abs. 1 Satz 4 
und des § 23 Abs. 1 Satz 6 des Wehrpflichtgesetzes. 
§ 19 Abs. 5 Satz 1 ist im Hinblick auf den Satz 2 
zur Klarstellung und zur vollen Übereinstimmung 
mit dem Wehrpflichtrecht aus § 21 Abs. 1 Satz 3 
des Wehrpflichtgesetzes übernommen worden. 

Artikel V 

bezeichnet den Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Gesetzes. 
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Voraussichtliche Mehrausgaben durch das 
Vierte Gesetz zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 


ZuArtikell 

Durch die Änderung des Wehrpflichtgesetzes ent- 
stehen dem Bund keine zusätzlichen Kosten. Ein- 
berufungen von Wehrpflichtigen zu Wehrübungen 
nach § 49 des Gesetzes werden nur in dem Umfang 
vorgenommen, in dem Haushaltsmittel zur Verfü- 
gung stehen. 


Zu Artikel II 

Die Änderung des Wehrsoldgesetzes wird voraus- 
sichtlich jährliche Mehraufwendungen von 600 000 
DM verursachen. Diese Schätzung geht von der An- 
nahme aus, daß in den nächsten Jahren rd. 15 000 
Grundwehrdienstleistende jährlich mit Vollendung 
des 25. Lebensjahres in den Anspruch auf Ubungs- 
geld hineinwachsen. Da diese Soldaten regelmäßig 
Anspruch auf Verdienstausfall nach § 13 Unter- 
haltssicherungsgesetz haben, auf den das Übungs- 
geld angerechnet wird, kommen für die Berechnung 
ggf. entstehender Mehrkosten nur solche Soldaten 
in Betracht, die vor ihrer Einberufung zum Grund- 
wehrdienst kein eigenes Einkommen hatten. Dabei 
kann auf Grund der bisherigen Erfahrungen davon 
ausgegangen werden, daß es sich im Jahresdurch- 
schnitt um rd. 200 Fälle handeln wird. Bei einem 
durchschnittlichen Übungsgeldsatz von 250 DM 
(192 DM ledig, 306 DM verheiratet) ergibt sich somit 
eine Haushaltsmehrbelastung von 250 DM X 12 Mo- 
nate X 200 Fälle -- 600 000 DM. 


Die Einberufung zum vollen Grundwehrdienst nach 
§ 5 Abs. 1 WPflG ( — militärfachliche Verwendung) 
bringt keine zusätzlichen Kosten mit sich, da davon 
auszugehen ist, daß der hier in Frage kommende 
Personenkreis (zunächst ausnahmslos Mediziner, 
Zahnmediziner und Pharmazeuten) vor der Einbe- 
rufung — zumindest während der Pflichtassistenten- 
zeit — ein eigenes Einkommen hatte, das ohnedies 
Anspruch auf Verdienstausfallentschädigung in 
Höhe des zukünftig zustehenden Ubungsgeldes aus- 
lösen würde. Außerdem muß berücksichtigt werden, 
daß ohne Änderung des § 5 Abs. 1 WPflG, die erst 
die Einberufung zum vollen Grundwehrdienst er- 
möglichte, der genannte Personenkreis nur zum ver- 
kürzten Grundwehrdienst hätte einberufen werden 
können. Bei diesem stand aber bisher schon 
Ubungsgeld zu. 

Zu Artikel III 

Durch die Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes 
entstehen dem Bund keine Mehrkosten. Die Bela- 
stung der verschiedenen Personalkapitel im Bundes- 
haushalt infolge der Gehaltszahlung wird durch 
Einsparungen bei Kapitel 14 23 Tit. 115 — Leistun- 
gen nach dem Unterhaltssicherungsgesetz — voll 
aufgefangen. 

Zu Artikel IV 

Durch die Änderung des Ersatzdienstgesetzes ent- 
stehen dem Bund keine zusätzliche Kosten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Unter Artikel I ist die Nummer 1 wie folgt zu 
fassen: 

,1. § 21 Abs. 1 wird durch folgende Sätze ergänzt: 

„Die Polizei kann ersucht werden, Wehrpflich- 
tige, die ihrer Einberufung unentschuldigt 
nicht Folge leisten, dem nächstgelegenen 
Feldjäger-Wachkommando zuzuführen. Der 
Polizei wird gestattet, zum Zwecke der Zu- 
führung von Wehrpflichtigen Wohnungen zu 
betreten und zu durchsuchen." ' 

2. In Artikel I wird folgende Nummer 3 a eingefügt: 

,3 a. § 44 Abs. 2 Satz 2 wird durch folgende Sätze 
ersetzt: 

„Die Polizei ist um Durchführung zu er- 
suchen. Ihr wird gestattet, zur Durchführung 
dieser Aufgabe Wohnungen zu betreten und 
zu durchsuchen." ' 

3. Unter Artikel I in Nummer 4 wird in § 49 Abs. 1 
der Satz 2 Satz 4. Satz 3 und Satz 4 werden Satz 2 
bzw. Satz 3. 

Begründung 

Es muß klargestellt sein, daß die §§ 13, 13 a und 
36 durch den ganzen Absatz 1 nicht berührt wer- 
den. 

4. In Artikel I wird folgende Nummer 5 a einge- 
fügt: 

,5 a. In § 51 werden das Wort „und" durch ein 
Komma ersetzt und vor dem Wort „werden'" 
die Worte „und der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes)" 
eingefügt.' 

5. In Artikel IV erhält die bisherige einzige Ände- 
rung die Nummer 1 und wird wie folgt gefaßt: 

,1. In § 19 wird folgender Absatz 5 eingefügt: 

„(5) Die Dienstpflichtigen haben sich ent- 
sprechend dem Einberufungsbescheid zum Er- 
satzdienst zu stellen. Die Polizei kann ersucht 
werden, Dienstpflichtige, die ihrer Einberu- 
fung unentschuldigt nicht Folge leisten, der im 
Einberufungsbescheid bezeichneten Stelle zu- 


zuführen. Ihr wird gestattet, zum Zwecke der 
Zuführung von Dienstpflichtigen Wohnungen 
zu betreten und zu durchsuchen." 

Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6.' 

6. In Artikel IV wird folgende Nummer 2 angefügt: 

,2. In § 80 werden das Wort „und" durch ein 
Komma ersetzt und vor dem Wort „sowie" 
die Worte „und der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes)" 
eingefügt.' 

Begründung zu 1, 2 und 4 bis 6 

Die Befugnis der Polizei, zur Durchführung des 
Gesetzes Wohnungen zu betreten und zu durch- 
suchen, muß in das Gesetz ausdrücklich aufge- 
nommen werden. Das Grundrecht der Unverletz- 
lichkeit der Wohnung (Artikel 13 GG) ist ent- 
sprechend einzuschränken. 

Die Änderung des Wortes „Polizeibehörde" in 
„Polizei" ist wegen der unterschiedlichen Polizei- 
organisation in den Ländern erforderlich. 

7. In den Entwurf ist als Artikel IV a folgende neue 
Vorschrift aufzunehmen; 

„Artikel IV a 

Einschränkung von Grundrechten 

Die Grundrechte der körperlichen Unversehrt- 
heit (Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes), 
der Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 
des Grundgesetzes), der Freizügigkeit (Artikel 11 
Abs. 1 des Grundgesetzes) und der Unverletz- 
lichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grund- 
gesetzes) werden nach Maßgabe dieses Gesetzes 
eingeschränkt." 

Begründung 

Durch die in Artikel I Nr, 1, 2 und 4 und in Ar- 
tikel IV vorgesehenen Änderungen des Wehr- 
pflichtgesetzes und des Gesetzes über den zivilen 
Ersatzdienst wird über die schon geltenden Re- 
gelungen hinaus weitgehend in die genannten 
Grundrechte eingegriffen. Es erscheint deshalb im 
Hinblick auf Artikel 19 I Satz 2 GG erforderlich, 
die Grundrechtseinschränkung auch für das vor- 
liegende Änderungsgesetz zu wiederholen. 
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